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FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST STRATEGIE UND UNTERSTÜTZUNG


28. OKTOBER 2020 - Rundschreiben Nr. 686 - Richtlinien im Rahmen der besonderen COVID-19-Maßnahmen für die Personalmitglieder des föderalen administrativen öffentlichen Dienstes in Bezug auf Arbeitsorganisation und Kinderbetreuung bei (zeitweiliger) Schließung von Schulen, Kindertagesstätten und Betreuungszentren für Kinder mit Behinderung


	An die föderalen öffentlichen Dienste und die Dienste, die ihnen unterstehen, an das Ministerium der Landesverteidigung und an die Einrichtungen öffentlichen Interesses, die dem föderalen administrativen öffentlichen Dienst angehören, so wie er in Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 1993 zur Festlegung bestimmter Maßnahmen in Bezug auf den öffentlichen Dienst bestimmt ist

	Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

	Sehr geehrte Damen und Herren,

	in Erwägung der Dringlichkeit, begründet durch die Tatsache, dass sich das Coronavirus (COVID-19) in Belgien ausbreitet und dass dringende Maßnahmen ergriffen werden, um das Risiko für die Volksgesundheit zu verringern;

	In der Erwägung, dass zu den Maßnahmen zur Verringerung des Risikos für die Volksgesundheit Homeoffice und die (zeitweilige) Schließung von Schulen, Kindertagesstätten und Betreuungszentren für Kinder mit Behinderung gehören;

	In Erwägung der Notwendigkeit, die Konsequenzen für das Personal des föderalen administrativen öffentlichen Dienstes zu verdeutlichen und zu präzisieren,

	müssen folgende Richtlinien festgelegt werden:

	Personalmitglieder müssen ihren Dienst unverzüglich benachrichtigen, wenn sie mit einer der folgenden Situationen konfrontiert sind:

	- Ein mit ihnen zusammenwohnendes minderjähriges Kind kann seine Kindertagesstätte oder seine Schule nicht besuchen, weil die Kindertagesstätte, die Klasse oder die Schule, zu der es gehört, aufgrund einer Maßnahme zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19) geschlossen ist.

	- Ein Kind mit Behinderung, das unter ihrer Obhut steht, ungeachtet des Alters dieses Kindes, kann sich nicht zu einem Betreuungszentrum für Personen mit Behinderung begeben, weil das Zentrum aufgrund einer Maßnahme zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19) geschlossen ist.



	Das betreffende Personalmitglied muss eine Bescheinigung der Kindertagesstätte, der Schule oder des Betreuungszentrums für Personen mit Behinderung vorlegen, die die Schließung der betreffenden Einrichtung oder der Klasse aufgrund einer Maßnahme zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus (COVID-19) bestätigt. In dieser Bescheinigung wird der Zeitraum angegeben, in dem die Schließung erfolgt.

	Während dieses Schließungszeitraums erbringt das Personalmitglied seine Leistungen im Homeoffice. Wenn die Funktion des Personalmitglieds nicht im Homeoffice ausgeübt werden kann, wird das Personalmitglied dem leitenden Beamten zur Verfügung gestellt. Der leitende Beamte oder sein Beauftragter prüft so weit wie möglich die Möglichkeiten zur Anpassung der Arbeitsregelung und der Arbeitsorganisation (z. B. Anpassung des Arbeitsstundenplans oder Zuweisung von Aufgaben, die möglichst mit seiner Funktion zusammenhängen und die es an seinem Wohnort erledigen muss), um möglichst sicherzustellen, dass die Kontinuität des Dienstes mit dem Bedarf an Kinderbetreuung der Personalmitglieder in Einklang gebracht wird, wobei die Regeln in Bezug auf die Konzertierung mit den Gewerkschaften einzuhalten sind. Gegebenenfalls können Mitglieder des technischen Personals im Rahmen ihres allgemeinen Kompetenzniveaus mit administrativen Aufgaben betraut werden.

	Personalmitglieder, die ihr Kind betreuen müssen, werden für die Zeiträume, in denen sich die Betreuung ihres Kindes nicht mit ihren Aufgaben vereinbaren lässt und keine alternative Betreuung durch die geschlossene Einrichtung (Schule, Kindertagesstätte oder Betreuungszentrum für Kinder mit Behinderung) angeboten wird, vom Dienst freigestellt.

	Personalmitglieder haben auch die Möglichkeit, eine Urlaubsregelung zu nutzen (z. B. Jahresurlaub, Urlaub aus zwingenden Gründen familiärer Art usw.) und natürlich können sie ebenfalls Ausgleichsruhe oder -urlaub nutzen, um diesen Schließungszeitraum zu überbrücken. Unter "Ausgleichsruhe oder -urlaub" ist ein Ausgleichsurlaub zu verstehen, auf den ein Personalmitglied in Anwendung der im Gesetz vom 14. Dezember 2000 zur Festlegung bestimmter Aspekte der Arbeitszeitgestaltung im öffentlichen Sektor vorgesehenen Abweichungen von der normalen Arbeitszeit Anspruch hat. Während dieser Zeiträume steht das Personalmitglied seinem Arbeitgeber nicht zur Verfügung.

	Organisationen und Personalmitglieder werden noch einmal daran erinnert, dass die Bestimmungen des Gesetzes vom 14. Dezember 2000 und die besonderen Bestimmungen in Bezug auf Ausgleichsruhe, die in Artikel 8 des Königlichen Erlasses vom 22. April 2020 zur Festlegung besonderer Maßnahmen für die Personalmitglieder des föderalen öffentlichen Dienstes im Rahmen der Gesundheitskrise im Zusammenhang mit dem Coronavirus COVID-19 enthalten sind, noch stets anwendbar sind. Diese Bestimmungen sollen die Gesundheit und Sicherheit der Personalmitglieder unter Berücksichtigung der besonderen Umstände der aktuellen Gesundheitskrise gewährleisten.
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	Die Organisationen werden aufgefordert, die hierarchischen Vorgesetzten für diese Ausnahmesituation zu sensibilisieren, damit sie diese bei der Festlegung der Ziele der Personalmitglieder, die unter diesen Umständen im Homeoffice arbeiten, mit oder ohne Anpassung der Aufgaben, und bei der Beurteilung der Erreichung dieser Ziele am Ende des Bewertungszeitraums berücksichtigen, wie dies in der Rubrik "coronavirus-covid-19/Evaluation" beziehungsweise "coronavirus-covid-19/Evaluatie" unter www.fedweb.belgium.be ausführlich erläutert wird.

	Vorliegendes Rundschreiben wird wirksam mit 1. Oktober 2020.


Die Ministerin des Öffentlichen Dienstes

P. DE SUTTER

